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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 73 Ausgegeben Danzig, den 16. November 1937 
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11. 11. 1937 Rechtsverordnung über die 85 Verſorgung der Angehörigen des Danziger 
Staatlichen Hilfsdienſtes (Hil ee eee ee e 
11. 11. 1937 Durchführungsverordnung zur Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtver⸗ 
CCC 


23222 K . Pe 


188 Rechts verordnung 


über die vorläufige Verſorgung der Angehörigen des Danziger Staatlichen 
Hilfsdienſtes (Hilfsdienſtverſorgung). 
Vom 11. November 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 44 und 45 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver- 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) und gemäß SS 16 und 24 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung betreffend die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes vom 19. Juni 1934 (G. Bl. 
S. 459 und 755) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

(1) Ehemalige Angehörige des Staatlichen Hilfsdienſtes und ihre Hinterbliebenen erhalten wegen 
der Folgen einer Dienſtbeſchädigung auf Antrag vorläufig Verſorgung. 

(2) Die vorläufigen Verſorgungsgebührniſſe dürfen die nach dem Verſorgungsgeſetz ohne Berüd- 
ſichtigung der Ausgleichszulage ($ 28) zu gewährenden Verſorgungsgebührniſſe nicht überſteigen. 

(3) Die einem Dienſtbeſchädigten bei Pflegebedürftigkeit im Sinne von $ 31 des Verſorgungs⸗ 
geſetzes zu gewährende Zulage (Pflegezulage) darf höchſtens 1476 Gulden betragen. 

(4) Stirbt ein ehemaliger Angehöriger des Staatlichen Hilfsdienſtes erſt nach Ablauf von ſechs 
Jahren nach der Entlaſſung aus dem Staatlichen Hilfsdienſt, ſo darf Hinterbliebenenrente nur gewährt 
werden, wenn der ehemalige Angehörige des Staatlichen Hilfsdienſtes an einem Leiden ſtirbt, das als 
Folge einer Dienſtbeſchädigung anerkannt war und für das er bis zum Tode Rente bezogen hat. 


82 
Ehemaligen Angehörigen des Staatlichen Hilfsdienſtes und ihren Hinterbliebenen kann wegen der 


Folgen einer Dienitbeihädigung Verſorgung nach $ 1 gewährt werden, wenn die Dienſtbeſchädigung 
nach dem 19. Juni 1934 eingetreten iſt. 
83 


(1) Ehemalige Angehörige des Stammperſonals des Staatlichen Hilfsdienſtes, welche nicht Beamte 
ſind, und ihre Hinterbliebenen können auf Antrag Vorſchüſſe auf die zu erwartende Verſorgung erhalten, 
wenn die Vorausſetzungen für den Bezug dieſer laufenden Dienſtzeitverſorgung nach dem Altrentner— 
geſetz vorliegen. 

(2) Abſatz 1 gilt auch für diejenigen ehemaligen Angehörigen des Stammperſonals, die an Ge— 
ſundheitsſtörungen leiden, welche während der Dienſtzeit beim Staatlichen Hilfsdienſt entſtanden, aber 
nicht auf eine Dienſtbeſchädigung zurückzuführen ſind, ferner für die Hinterbliebenen derjenigen ehe⸗ 
maligen Angehörigen des Staatlichen Hilfsdienſtes, die während der Zugehörigkeit zum Staatlichen 
Hilfsdienſt geſtorben ſind, ohne daß eine Dienſtbeſchädigung vorgelegen hat. 

(3) Der Vorſchuß auf Ruhegehalt wird nur dann nach dem zuletzt bezogenen Dienſteinkommen 
berechnet, wenn die Dienſtſtelle, aus der das Dienſteinkommen bezogen worden iſt, mindeſtens ein Jahr 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 11. 1937.) 
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lang bekleidet war, es ſei denn, daß die Entlaſſung wegen der Folgen einer Dienſtbeſchädigung ſtattfindet. 
An die Stelle des zuletzt bezogenen Dienſteinkommens tritt das Dienſteinkommen aus einer vorher 
im Dienſt des Staates bekleideten Planſtelle; der in dieſem Falle zugrunde gelegte Betrag darf 
jedoch nicht höher ſein als das zuletzt bezogene Dienſteinkommen. 

Iſt eine Planſtelle nicht bekleidet worden, ſo beſtimmt der Senat die Höhe des Vorſchuſſes. 

(4) Als ruhegehaltsfähig gilt die Dienſtzeit vom Tage des Dienſtantritts bis zum Ablauf des 
Entlaſſungstages oder, falls das Ausſcheiden durch Tod erfolgt, bis zum Ablauf des Todestages. 

Zur Anrechnung kommt auch die im öffentlichen Dienſt oder in der Vorbereitung dazu zugebrachte 
Dienſtzeit nach näherer Anordnung des Senats. 

(5) Für die Gewährung von Vorſchüſſen auf Übergangsgebührniffe nach 8 3 Abſatz 1 und 2 wird 
als Dienſtzeit auch die im Freiwilligen Arbeitsdienſt der Freien Stadt Danzig zugebrachte Dienſtzeit 
gerechnet. 

(6) Den Unterführern des Staatlichen Hilfsdienſtes dürfen auf ihren Antrag Vorſchüſſe auf Ruhe⸗ 
gehalt gewährt werden, wenn ſie nach mindeſtens achtzehnjähriger Dienſtzeit wegen Dienſtunfähigkeit 
entlaſſen werden. 

Dienſtunfähigkeit liegt dann vor, wenn die Unterführer, die zur Ausübung ihres Berufes erforder⸗ 
lichen körperlichen und geiſtigen Kräfte nicht mehr beſitzen, und nach ärztlichem Gutachten eine Wieder⸗ 
herſtellung der Dienſtfähigkeit innerhalb Jahresfriſt nicht zu erwarten ſteht. 


8 4 
Die Vorſchriften des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Neufaſſung vom 
5 April 1929 (G. Bl. S. 80, 123 und 135) abgeändert durch Geſetz vom 23. Juni 1931 (G. Bl. 
S. 650) und die Rechtsverordnung vom 14. November 1933 (G. Bl. S. 581) und des Artikels V 8 2 
har Rechtsverordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 17. Auguſt 1934 (G. Bl. S. 667) 
finden auf die nach dieſer Rechtsverordnung Verſorgungsberechtigten Anwendung. 


8 5 
Ergeben ſich in einzelnen Fällen aus den Vorſchriften dieſer Rechtsverordnung beſondere Härten, 
ſo kann der Senat einen Ausgleich gewähren. 
86 
Das vorläufige Verfahren in Hilfsdienſtverſorgungsſachen regelt der Senat; er erläßt die zur Durch⸗ 
führung und Ergänzung dieſer Rechtsverordnung erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 


8 7 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit der Verkündigung in Kraft. 
Die Verordnung über die Unfallverſicherung beim Danziger Staatlichen Hilfsdienſt vom 1. De⸗ 
zember 1934 (G. Bl. S. 764) tritt mit dem gleichen Tage außer Kraft. 
Danzig, den 11. November 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. 1510 Huth Dr. Großmann 


189 Durchführungs verordnung 
zur Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung. 
Vom 11. November 1937. 


Auf Grund des $ 6 des Geſetzes über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung vom 11. November 
1937 wird verordnet: 


I. Verſorgung auf Grund erlittener Dienſtbeſchädigung 


Artikel ! 

Als Angehörige des Staatlichen Hilfsdienſtes im Sinne des § 1 der Rechtsverordnung über die 
vorläufige Hilfsdienſtverſorgung gelten auch die zum Staatlichen Hilfsdienſt einberufenen Perſonen, die 
ſich auf dem Wege zum Beſtimmungsort oder unmittelbar nach der Entlaſſung auf dem Wege zum 
Entlaſſungsort befinden. 

Artikel II 

(1) Die vorläufige Verſorgung umfaßt: 

Heilbehandlung, Beſchädigtenrente, Pflegezulage, Gebührniſſe für das Sterbeviertellahr, Witwen⸗ und 
Waiſenrente ſowie Zuſatzrente. 
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(2) Die Vorſchriften der 88 2, 4—11, 15—20, 24, 25, 27, 30, 30 a, 31, 35, des 8 36 Abſ. 1, 
2 und 3 Satz 1, der $$ 37, 38, des $ 41 Abſ. 1 und Abſ. 2 Nr. 1 und 5, Abſ. 3—5, der 88 50, 51 
Abſ. 1—4 und 6, der 88 55—58, 61, des § 62 Abſ. 1—6 und der 88 63, 64, 66—71 a, 86, 87, 98 
des Verſorgungsgeſetzes und der Artikel II, III $ 1, Artikel IV SS 1, 2, 3 Abſ. 1, $ 4 Artikel VII 8 1 
der Rechtsverordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 17. Auguſt 1934 (G. Bl. S. 667) 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen hierzu gelten entſprechend. 

(3) Ein Wechſel des Wohnſitzes nach der erſtmaligen Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe be⸗ 
gründet keinen Anſpruch auf Gewährung oder Erhöhung der Ortszulage ($ 51 des Verſorgungs⸗ 
geſetzes). Die Ausführungsbeſtimmung Nr. 6 zum $ 51 des Verſorgungsgeſetzes gilt entſprechend. 


Artikel III 
(1) Die Verſorgung ruht, ſolange der Bezugsberechtigte ohne Zuſtimmung des Senats einen 
Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb der Freien Stadt Danzig hat. 
(2) Die Verſorgung ruht außerdem für die Dauer der Wiederverwendung im Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſt. 
(3) Das Recht auf Verſorgungsgebührniſſe ruht neben einem Vorſchuß auf Übergangsgebührniſſe 
nach $ 3 Abſ. 1 und 2 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung. 


Artikel IV 
Die gemäß Artikel 2 errechneten monatlichen Zahlbeträge ſind auf volle Gulden nach unten 
abzurunden. 
Artikel V 


Verſorgung nach § 2 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung kann ohne 
Prüfung des Bedürfniſſes unter den gleichen Vorausſetzungen, in gleicher Höhe und vom gleichen Zeit⸗ 
punkt ab wie die Verſorgung nach 8 1 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung 
gewährt werden. 


II. Dienſtzeitverſorgung und Verſorgung gemäß § 3 Abſ. 2 und 6 der Rechtsverordnung über die 
vorläufige Hilfsdienſtverſorgung 


Artikel VI 

(1) Die Vorſchüſſe auf Dienſtzeitverſorgungsgebührniſſe und auf Verſorgungsgebührniſſe nach 
§ 3 Abſ. 2 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung können ohne Prüfung des 
Bedürfniſſes und bis zur Höhe von ?/; der nach $ 1 zuſtändig werdenden Verſorgungsgebührniſſe ge⸗ 
währt werden. 

(2) Für die Angehörigen des Stammperſonals bis zum Range eines Unterfeldmeiſters einſchließ⸗ 
lich gelten die Vorſchriften des Mannſchaftsverſorgungs-Geſetzes 06 oder des § 8 Altrentner⸗Geſetzes; 
für die übrigen Angehörigen des Stammperſonals gelten die Vorſchriften des Danziger Beamten⸗ 
Ruheſtandsgeſetzes und des Danziger Beamten-Hinterbliebenengeſetzes entſprechend. 

(8) Die Vorſchriften des 83 Abſ. 3 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung 
gelten entſprechend für die Berechnung des Vorſchuſſes auf die Verſorgungsgebührniſſe der SHinter- 
bliebenen. 

(4) Im Falle des § 3 Abſ. 3 Satz 3 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtver⸗ 
ſorgung dürfen der Berechnung des Vorſchuſſes höchſtens 50 vom Hundert des zuletzt bezogenen Dienſt⸗ 
einkommens zugrunde gelegt werden. 

(5) Vorſchüſſe auf Verſorgungsgebührniſſe gemäß $ 3 Abſ. 2 der Rechtsverordnung über die 
vorläufige Hilfsdienſtverſorgung dürfen nur gewährt werden, wenn der Antragſteller wegen Dienſt⸗ 
unfähigkeit entlaſſen worden iſt. 

(6) Kann der Vorſchuß auf Ruhegehalt oder auf Witwen- und Waiſengeld nur dann nach dem 
zuletzt bezogenen Dienſteinkommen berechnet werden, wenn das Ausſcheiden aus dem Staatlichen Hilfs- 
dienſt durch die Folgen einer Dienſtbeſchädigung verurſacht worden iſt (8 3 Abſ. 3 der Rechtsverordnung 
über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung), ſo hat vor der Feſtſtellung des Vorſchuſſes das Ver⸗ 
ſorgungsamt auf Antrag darüber zu entſcheiden, ob die Geſundheitsſtörung, die zur Entlaſſung geführt 
hat, oder der während der Zugehörigkeit zum Staatlichen Hilfsdienſt eingetretene Tod die Folge 
einer Dienſtbeſchädigung iſt. Für das Verfahren nach Abſ. 1 gelten die Vorſchriften des Artikels IX 
entſprechend. 

(7) Nachträgliche Anderungen der Vorſchüſſe auf laufende Dienſtzeitverſorgungsgebührniſſe, ins- 
beſondere 
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1. Erhöhung des Vorſchuſſes auf Ruhegehalt oder Übergangsgebührniſſe bei Verheiratung und 
beim Hinzutreten eines verſorgungsberechtigten Kindes, ö 
2. Weitergewährung und Regelung der Vorſchüſſe auf laufende Dienſtzeitverſorgungsgebührniſſe, 
wenn ein verſorgungsberechtigtes Kind das 16. Lebensjahr vollendet hat, 
3. Neuberechnung der Vorſchüſſe auf laufende Dienſtzeitverſorgungsgebührniſſe bei einer 
etwaigen Anderung der Beſoldungsordnung oder der gemeinſamen Dienſtordnung 
werden durch das Verſorgungsamt vorgenommen. Anträge ſind unmittelbar bei dem Verſorgungsamt 
einzureichen. 
III. Verfahren 


Artikel VII 


Für das Verfahren gelten die Vorſchriften des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungs— 
laden und des Artikels II Abſ. 1 und 4 der Rechtsverordnung zur Anderung des Geſetzes über das 
Verfahren in Verſorgungsſachen vom 17. Auguſt 1934 (G. Bl. S. 670) entſprechend, ſoweit nachſtehend 
nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 

Artikel VIII 


(1) Zuſtändig iſt in den Fällen, in denen es ſich um Verſorgung auf Grund erlittener Dienſt⸗ 
beſchädigung und um Vorſchüſſe auf Verſorgungsgebührniſſe gemäß § 3 Abſ. 2 der Rechtsverordnung 
über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung handelt, ausſchließlich das Verſorgungs- und Penſionsamt, 
das auch die Zuſatzrenten feſtſtellt. 

(2) Gegen die Beſcheide des Verſorgungsamts iſt, ſoweit es ſich um die Feſtſtellung einer Ar- 
beitsdienſtbeſchädigung handelt, Beſchwerde (S 61 des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſachen) an den Senat zuläſſig. 

(3) Die eingereichte Beſchwerde hat nur inſoweit aufſchiebende Wirkung, als nach § 96 des Ver— 
fahrensgeſetzes in dieſem Falle das Rechtsmittel der Berufung aufſchiebende Wirkung hätte. 

Artikel IX 

(J Die erſtmaligen Anträge auf Verſorgung wegen erlittener Dienſtbeſchädigung und auf Ge- 
währung von Vorſchüſſen auf Verſorgungsgebührniſſe gemäß 83 Abſ. 2 der Rechtsverordnung über die 
vorläufige Hilfsdienſtverſorgung ſind an den Leiter des Staatlichen Hilfsdienſtes zu richten. Der Leiter 
des Staatlichen Hilfsdienſtes hat die Anträge mit einem ausgefüllten Fragebogen, allen darin aufge- 
führten und allen außerdem von ihm beizuziehenden Unterlagen (Stammrollenauszug, Mufterungs- und 
Einſtellungs⸗ und Entlaſſungsbefund, Krankenblätter, Krankenbuchauszug, Dienſtbeſchädigungsliſten, 
Krankenkaſſenauskünfte, Akten der Sozialverſicherung) dem Verſorgungsamt zuzuleiten. f 

(2) Das Verſorgungsamt hat nach Abſchluß des Verfahrens dem Leiter des Danziger Staatlichen 
Hilfsdienſtes eine kurze Mitteilung über das Ergebnis zu machen. 

(3) Wird ein Antrag auf Verſorgung nach der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſt⸗ 
verſorgung bis zur Entlaſſung aus dem Staatlichen Hilfsdienſt nicht geſtellt, obwohl mit Wahrſchein⸗ 
lichkeit anzunehmen iſt, daß die Vorausſetzungen für die Gewährung von vorläufigen Verſorgungs⸗ 
gebührniſſen oder Vorſchüſſen erfüllt ſind, ſo iſt der Ausſcheidende zur Stellung eines Antrages an⸗ 
zuregen. 8 a 
(4) Unterbleibt die Anregung zur Antragsſtellung, ſo kann deswegen ein Anſpruch auf Schaden 
erſatz nicht erhoben werden. 

Artikel X 

Nach Anerkennung des Verſorgungsanſpruches ſind alle weiteren Anträge, insbeſondere auf 
Erhöhung und Wiedergewährung von Verſorgungsgebührniſſen, auf Gewährung von Kinderzulage, 
Ortszulage, Pflegezulage, Zuſatzrente, von Gebührniſſen für das Sterbevierteljahr und auf Gewährung 
von Heilbehandlung unmittelbar beim Verſorgungs- und Penſionsamt einzureichen. 


Artikel XI 

(1) Die Gewährung von Vorſchüſſen auf laufende Dienſtzeitverſorgungsgebührniſſe (§ 3 der Rechts- 
verordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung) iſt von den Angehörigen des Stammperſonals 
ſpäteſtens bei der Entlaſſung ſchriftlich oder mündlich unter Aufnahme einer Niederſchrift bei der 
Dienſtſtelle zu beantragen, der der Antragſteller angehört. Die Anträge ſind unverzüglich an den 
Leiter des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes abzugeben, der ſie prüft und entſcheidungsreif dem Ver⸗ 
ſorgungs⸗ und Penſionsamt überſendet. Dieſes legt die Anträge mit Feſtſtellungsverfügung und 
Beſcheidentwurf dem Senat zur Genehmigung vor, wenn es einen Vorſchuß bewilligen will. Über 
die Ablehnung entſcheidet es ſelbſtändig; gegen ſeine Entſcheidung iſt Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 
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(2) Abſatz 1 gilt entſprechend für die Hinterbliebenen der Angehörigen des Stammperſonals; der 
Antrag iſt innerhalb von drei Monaten nach dem Tode bei der Dienſtſtelle einzureichen, der der Ver⸗ 
ſtorbene zuletzt angehört hat. 

(3) Der Lauf der in Abſatz 2 bezeichneten Friſt beginnt früheſtens mit dem Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung. Die im Abſatz 1 und Artikel 15 bezeichneten 
Friſten laufen früheſtens mit dem 30. September 1937 ab. 


Artikel XII 
Ein Spruchverfahren findet nicht ſtatt. 
Artikel XIII 


Alle vorläufigen Verſorgungsgebührniſſe und Vorſchüſſe werden durch das Verſorgungs⸗ und 
Penſionsamt gezahlt und nach den Vorſchriften über das Erlöſchen und Ruhen der Verſorgung ge— 
regelt. 


IV. Schluß beſtimmungen 


Artikel XIV 
(J) Treffen Rentenanſprüche nach der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung 
mit ſolchen nach dem Verſorgungsgeſetz, dem Altrentnergeſetz, der Rechtsverordnung zur Regelung 
der Rechtsverhältniſſe der Polizeibeamten zuſammen, ſo iſt eine einheitliche Rente nach der Rechts⸗ 
verordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung feſtzuſtellen. 


Artikel XV 


Die Zahlung der vorläufigen Verſorgungsgebührniſſe und Vorſchüſſe beginnt mit dem 1. Oktober 
1937, wenn der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
über die vorläufige Hilfsdienſtverſorgung geſtellt wird, jedoch früheſtens mit dem Monat, in dem die 
Vorausſetzungen für die Gewährung der Verſorgungsgebührniſſe und Vorſchüſſe erfüllt ſind. 


Artikel XVI 


Soll ein Angehöriger des Staatlichen Hilfsdienſtes, der Verſorgung auf Grund erlittener Dienit- 
beſchädigung beantragt hat und ſich wegen der geſundheitlichen Folgen dieſer Dienſtbeſchädigung noch 
in ärztlicher ambulanter Behandlung, in der Heilſtube oder im Krankenhaus befindet, aus dem 
Staatlichen Hilfsdienſt entlaſſen werden, ſo hat der Leiter des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes mög⸗ 
lichſt noch vor dem Entlaſſungstermin bei dem Verſorgungsamt zu beantragen, daß die Heilbehandlung 
gemäß § 4 Abſatz 3 des Verſorgungsgeſetzes übernommen wird. 


Artikel XVII 
(1) Ein Härteausgleich nach $ 5 der Rechtsverordnung über die vorläufige Hilfsdienſtverſor⸗ 
gung darf nur auf Antrag und nur mit Genehmigung des Senats neu bewilligt, erhöht oder nach 
ſeiner Entziehung wiedergewährt werden. 
(2) Ein Antrag iſt dem Senat nur vorzulegen, wenn er begründet iſt und ein Bedürfnis beſteht. 
Artikel XVIII 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 11. November 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
8. 1510 Huth Dr. Großmann 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


% Ger Are Sa 
1 0 1 c ui b 8 800 h . 
7 L a au 8 0 2 N Fi d= 5 55 0 
4) Wis rahenshaitsfäcie sit 110 Diet 3 5 e 2 ig 


Entinflungstagss Ver, falle das Ausſche en rt bi zur Aslan des Todestages. 
Zur Wnteiniung keimt auch Di im ö fentlichen Dient Haff zin zan neter a fh id 


Diet an nuch näherer Unsrbnäikg de 


dan eee nt bud nen ek an vſfGHGS Nenn mH rad nag un naa i 
ee eee e u nen eee and ya nt md bon ann HAnssp tmnenaiinsif 
16) Den Unterfübrern des Einaifihen Vilfsdienſtes dürfen auf ihren Antrag Borſchüſſe au Wehe 


— gehalt gewährt ‚werden, mem ſie na oe VE Dienſczeft wegen Dienſtunfutiateit 
entlaſſen werben, - 


; Dinfiunfählsteh Heat ben vt, vom L berg die zug Ausübung ihres Berufes turen 
FC77CCCCCCCCCFCCCC ht rnimanSh s Br Ader 

eee e eee lagen entre ntad Sun nocbla] Fir 
 aehbaft 750 won Anefk ofen ani M of Hen notmpadtzgiloc 220 „Hindu 120 


i olf Aniprelnafimidetii® snitwähree did 15d. enung ro 
Die Werschiten Des Geſebes über die 99 fraung Schwerbeſchä digter in der Nrufaſſung vom 


- 0. Apen 1928 (GEL, S. 80, 18 un Se bur Geſetz dem 23. Inf 1881 (8.1. 
Saen wine Fer Anno inc fret In SET when nenn im > 
ce e weten eee den werbe dame mac: Bd seg ür N i ee VER 

Se Aires eurer sole dic vad 
e Ali Strafe aun N d nnd did ruf onsTenmiot 


Se TR nich in einzenen ent aus Det Diele; Keibtsnerordunug befondere Härten, 
e nochn S zd Weird ie l 
int un bened . 3 Kun 


eee ig — ala eee mod a 1 
ee; ei, mund has © glb 2 ne 
Die: Recht Hetorbnung leitt ai der a Kraft. 


Sie Berarönung über bie-Unfellper; anztg Staatlichen Su Dem I. De 

0 e ee mnundramyorhak: 54 8 b hn ia 
won dg Mags „Anilhinsd ian tn .. Yin. ser Dnı-ertult Ip aan had area 
= Freien St ads si pmudsigind 12m 

rr. s sd A ann nid 0 

8 1 VN ISI 
i . re e P 
ine Nechts gerorbnung U ber die verklärt e ien 


ie: Stund er 56 ane n e a Ken een ll. . l 


3 er: wir: Serra „ Mramdar® 0 
1, n auf Geand erliitener — 
Artikei t 
eee. Hlltsvienſtverſoruung gelten auch die zum Staatlichen Selfsdienſt einder fenen Verfonen, die 


auf dem Wege zum —— we eiter nach der N auf e 2m 
ee benden. I 
ER Artiter H 20 l Bi 8 


0 12 Dh dere enen 


er bie Wemährem dor 88 W Med biber Rach 73 3 Abſatz i und 2 wirb 


wan 1 ed mono; — 8 est bil dnn tod Igartınad —— 


a ede des Staaten Hülsbiereer Un Stine be 3 1 Ver e a 


Br 


